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Sowjets bauen Ulbricht-Linie ab
Teilung der Machtpositionen begünstigt Gegner des SED-Sekretärs

Seit Stalins Tod herrscht im  gesamten Sowjetbereich das 
Prinzip  der kollektiven Verantwortlichkeit. In  ihrer deutschen 
Besatzungszone ließen die Sowjets allerdings bisher eine Aus­
nahme zu: D ie  absolute Vormachtstellung Ulbrichts im  sow jet­
zonalen Staats- und Partei-Apparat. Sie gingen dabei wohl 
von der Annahme aus, die „starke Hand“  des SED-Sekretärs 
allein garantiere den Bestand des in Mitteldeutschland auf­
gebauten Begimes. Jetzt aber bestimmen neue Leu te d ie M os­
kauer Deutschland-Politik. Ihnen wurde nach kurzer Amtszeit 
k lar: D ie starre U lbricht-Linie behindert die seit Stalin wen­
d iger gewordene Sow jetpolitik nicht nur in Deutschland, son­
dern in ganz Europa. Jede je tz t erkennbare Veränderung im 
sowjetzonalen Staatsapparat steht unter diesem Aspekt.
A ls dieser Tage SED-Innen- Beurteilung aller gegenwärti- 

m inister W illi Stoph sein Am t gen Ereignisse. V or v ie r  W o-
an den bisherigen „Volkspoli- 
zei“ -Chef Karl“  Maron abtreten 
mußte, begnügte man sich m it 
der Feststellung, daß Stoph 
nun wahrscheinlich der neue 
sowjetzonale „Verteid igungs­
minister“  würde. W as aber war 
wirklich geschehen?

Kampf um die Macht
Ulbricht hat seit 1945 einen 

zähen und erfolgreichen Kam pf 
um die Macht geführt. E r  hat 
seine Feinde niedergeboxt, und 
seine Freunde m it unwahr­
scheinlichen Karrieren belohnt. 
Sein Reservoir war der vor 1933 
bestehende Kommunistische Ju­
gendverband (K JV ). Aus ihm 
zog er die ihm später blind­
lings ergebenen Funktionäre 
w ie Honecker und Stoph. Was 
Wunder, daß diese Kaderpolitik  
in der F D J  ihre Fortsetzung 
fand? Seit 1949 umgab sich U l­
bricht m it einem Stab von mehr 
als 80 jugendlichen FDJ-Funk- 
tionären, die binnen zwei und 
drei Jahren bis in Staatssekre

chen, unmittelbar im  Anschluß 
an das Erfurter FD J-Parla- 
ment, trat der FD  J-Vorsitzende 
Erich Honecker zurück. Noch 
48 Stunden vorher hätte man 
im FDJ-Zentralrat über die An­
deutung einer solchen M öglich­
keit gelacht. D ie lakonische E r­
klärung der Parte i lautete: H o ­
necker w ird  eine Funktion im  
neuen Verteidigungsm iniste­
rium übernehmen! Sein Nach­
fo lger, der bisher nie hervor­
getretene K a rl Namokl, arbei­
tete als ehemaliger SMA-Schü- 
ler zv/ei Jahre fü r eine meck­
lenburgische D ienststelle des 
M W D.

Warum Stoph ging
Der je tz t zurückgetretene In ­

nenminister Stoph verschwand 
unter gleichen Umständen. 1951 
zum Le ite r  des „Büros fü r 
W irtschaftsfragen“ ernannt, 
ha lf er Ulbricht a lle Funktio­
näre auszubooten, die gegen die 
überstürzte „Schaffung der« '- “ ‘ on wio X ii kHaoiüöCxii C“ wk/ciuiuj »KJk-iId.il. Ullg Ucl

tärs-Stellungen aufrückten. M it ^Grundlagen des Sozialismus“
rlün TTAn „  —i  —■— ~r __ ATvn /Mo i A l— j -1-.den von ihm protegierten Jung 
kommunisten w ollte Ulbricht 
die „A lte Garde“ sprengen, die 
in dem SED-Generalsekretär 
nur einen mäßig intelligenten 
Emporkömmling sah.

D ie Kenntnis dieser Zusam­
menhänge ist wesentlich fü r die

opponierten. A ls U lbricht die­
sen Kardinalfehler, der u. a. 
zum Juni-Aufstand führte, auf 
die Gruppe Zaisser-Herrnstadt 
abzuwälzen begann, bekam 
Stoph seine zweite B.olle zuge­
te ilt : A ls Innenminister war er 
verantwortlich fü r die Liqu ida­
tion aller gegen die Ulbricht-

sche P o litik  aufbegehrenden 
Funktionäre im  Staatsapparat. 
Von. Oktober 1953 bis A pril 1954 
wurden rund 850 zum T e il le i­
tende Staatsfunktionäre auf die 
Straße gesetzt.

A ber nicht alle, die U lbricht 
liquidieren ließ, verschwanden 
in  der Vergessenheit: Sein 
größter Widersacher, Franz 
Dahlem, der auf Ulbrichts V er­
anlassung aus dem Z K  versto­
ßene L e ite r  der „W estkommis­
sion“ , ist heute einer der ein­
flußreichsten Berater der So­
wjetischen Oberkommission. 
Zaisser besucht eine sowjetische 
Kriegsschule, auf der einst der 
Ostberliner Po lizeichef M arkgraf 
sein Examen machte, ehe ihn 
die Sowjets —  U lbricht zum 
T ro tz  —  nach Deutschland zu­
rückschickten. Und —  welche 
Iron ie  —  ausgerechnet M ark­
gra f, dessen „strenge Bestra­
fu n g“ U lbricht einstmals fo r­
derte, erhielt zur gleichen Zeit, 
da Stoph zurücktreten mußte, 
einen hohen sowjetzonalen Or­
den!

Blickrichtung Bonn
So hat sich das B latt gewen­

det: Ulbrichts Gegner, die er 
längst vernichtet glaubte, schla­
gen  hart zurück. Der neue In ­
nenminister, K a rl Maron, ein 
a lter Moskau-Schüler, läßt den 
SED-Chef kaum in seine K a r­
ten gucken. Seine erste Hand­
lung w ird  vielleicht die En tfer­
nung mancher Ulbricht-Günst­
linge sein.

Nicht, daß die neue Garnitur 
besser wäre als die alte. Aber 
ihre politischen Vertreter, w ie 
Dahlem, besitzen einen Sinn für 
Realitäten, der Ulbricht fremd- 
geblieben ist. Und das ist für 
die Sowjets w ichtig, die ein 
Gespräch m it Bonn gegenwär­
t ig  für notwendiger als eine 
Konferenz m it Pankow  halten.
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Vom Planen 
zum Gestalten

W G . B ie  beiden nächsten W o ­
chen, nach deren Ablauf die 
Genfer Konferenz der v ie r R e ­
gierungschefs beginnt, werden 
von einer rastlosen diplomati­
schen Tä tigk e it erfü llt sein. 
B ie  beteiligten Staatsmänner 
und ihre Berater rüsten sich fü r 
die Aufgabe, die ihnen Genf als 
die vielleicht w ichtigste Nach­
kriegskonferenz stellt. B ie  A t­
mosphäre, in der das große di­
plomatische Unternehmen statt­
findet, scheint gut zu sein. 
Selbst der amerikanische P räs i­
dent Eisenhower, der bisher 
mehr zur Zurückhaltung neigte, 
zeig te sich von ih r beeindruckt. 
Moskau hat in  der T a t einiges 
getan, um diese Atmosphäre zu 
heben.

Auflockerung 
der Doktrinen

Bas W erk  aber b leibt schwer, 
und der E r fo lg  w ird  nicht 
leicht zu erringen sein. W ir  
w ollen  zufrieden sein, wenn es 
auf der Genfer Konferenz ge­
lingt, in  die Mauer der Öst­
lichen und der westlichen Bok- 
trinen eine Bresche zu schlagen, 
durch die dann in  w eiteren 

i Konferenzen der W e g  zu einer 
verständigen Friedensregelung 
gebahnt werden kann. D oktri­
näre Positionen, an denen „un­
ter allen Umständen“ festgehal­
ten werden muß, sind ein Feind 
jeder lebendigen Po litik .

B ie  Genfer Konferenz bedeu­
tet, daß die Zeit des „Pläne- 
machens“ vorbei ist und die 
größere Aufgabe des G e s t a l -  
l e n s  beginnt. Bas Planen ist 
verhältnismäßig leicht, denn 
das Pap ier is t w illig , und die 
Gedanken sind b illig . Dutzende 
solcher P läne liegen  vor, und 
der Raum reicht nicht aus, sie 
a lle  darzustellen. Sie kreisen in  
dem entscheidenden Punkt 
m eist um die F rage, welchen- 
Status ein gleichberechtigtes, 
w iederbewaffnetes, fre ies und 
gesichertes Deutschland im  Rah­
men einer ost-westlichen V er­
ständigung erhalten soll. Dfese 
F rage kann wahrscheinlich nur 
durch ein Komprom iß beantwor­
tet werden, in  dem die Haupt­
faktoren der Lösung —  nämlich 
der atlantische Block, der Ost­
block, die W iederverein igung

Deutschlands in F reihe it und das 
Sicherheitsbedürfnis a ller —  eine 
w ohl ausgewogene Ordnung 
und Zuordnung erhalten haben.

H ier  w ird  sich also echte 
staatsmännische Kunst erproben 
und bewähren müssen, d ie eine 
Kunst des Planens u n d  des 
Gestaltens ist. W as dabei 
Deutschland betrifft, so müssen 
die Mächte bedenken, daß seine 
Einheit, seine F reiheit und seine 
Sicherheit m it jed er verständi­
gen  Lösung gewährleistet sein 
müssen. Ferner müssen sie w is­
sen, daß die Bundesrepublik je ­
dem europäischen System, in  
dem die b e i d e n  T e ile  
Deutschlands vertreten sein sol­
len, aus w irk lich zwingenden 
Gründen ihre M itw irkung ver­
sagen muß. E in  solches System 
der „Koexistenz auf unserem 
Rücken“ und auf Kosten  unse­
re r  Einheit kann und w ird  m it 
deutscher B eteiligung nicht zu­
stande kommen. Ohne die deut­
sche M itw irkung aber würde es 
seinen Sinn verlieren. E in  m it 
seinem Schicksal unzufriedenes, 
ein m it der Unruhe zu seiner 
W iederverein igung stets erfü ll­
tes Deutschland würde dann 
außerhalb stehen.

Gerade w e il.fe r t ig e  Lösungen 
aus der Genfer Konferenz wahr­
scheinlich nicht hervorgehen 
werden, ist es vielleicht nütz­
lich, daß die Reise des Bun­
deskanzlers nach Moskau erst 
danach stattfinden wird.

Nüchtern bleiben!
N u r • sollten w ir  uns hüten, 

d ie m it dem deutschen Besuch 
in  Moskau und der V iererkon­
ferenz in Genf vielleicht ver­
bundenen Möglichkeiten nach 
den teilw eise sehr gefühlvollen 
Berichten zu bewerten, die jetzt 
über die ersten deutschen M os­
kau-Reisen zu lesen sind. W ir  
haben diese W arnung schon aus 
einem früheren Anlaß ausge­
sprochen. In  einigen dieser B e­
richte w ird  das Menschliche der 
persönlichen Begegnungen fast 
w ie  eine ungeahnte Über­
raschung verzeichnet. Das 
Menschliche, das Gastliche, das 
Freundliche ist dem russischen 
„Mann von der Straße“ so gut 
eigen  w ie  sonst in  der W e lt  — 
tro tz allem  gerade auch gegen­
über dem Deutschen, der in 
dem geschichtlichen Bewußtsein 
des Russen bei allem  angebore­
nen Mißtrauen keineswegs eine 
einfach feindliche Erscheinung 
ist. W ir  haben das sogar m it­

ten in den furchtbaren Tagen 
der Eroberung Berlins erfahren 
und waren damals manchem 
russischen Soldaten dankbar —- 
fü r  die Scham, die er vo r dem' 
Tre iben  anderer empfand und 
für den Schutz, den er gegen 
sie gewährte.

Man sollte aber nicht ohne 
w eiteres von den guten E rfah­
rungen. im  Verkehr von Mensch 
zu Mensch auf gute M öglich­
keiten einer Verständigung von 
Macht zu Macht schließen. A u f 
dieser Ebene herrschen andere 
Gesetze. W enn jemand in  die­
ser Beziehung die kritische D i­
stanz verliert, dann verliert er 
noch einiges mehr und erk lärt: 
„D ie  Russen haben bisher noch 
jeden V ertrag gehalten, den sie 
unterzeichnet haben.“ Das 
konnte man dieser Tage jeden­
fa lls von Hans Zehrer hören, 
dem Chefredakteur der „W e lt“ , 
als er —  soeben aus Moskau 
zurückgekehrt —  vom SFB in­
terview t wurde.

H ie r  wurde anscheinend von 
den freundlichen Eindrücken 
der menschlichen Begegnungen 
in  der Sowjetunion die Erinne­
rung an eine ganze Reihe histo­
rischer Ereignisse ausgelöscht, 
d ie das Mißtrauen der W e lt  g e ­
gen die sowjetische P o litik  auf­
gebracht haben. W ir  erinnern 
Zehrer an die sowjetischen 
„Beistandspakte“ m it den ba lti­
schen Staaten aus dem H erbst 
1939, in  denen Moskau die Sou­
veränität und territoria le Unan­
tastbarkeit dieser kleinen Län ­
der feierlich anerkannte, um sie 
nur w enige Monate später vö l­
l ig  auszulöschen. W ir  erinnern 
an die Nachkriegsverträge über 
die osteuropäischen Staaten und 
schließlich auch an das Po ts­
damer Abkommen. W er diese 
Verträge und die aus ihnen 
entstandene W irklichkeit ver­
gleicht, der w ird  sehen, daß 
Stalin neben H it le r  der größte 
Vertragsbrecher der modernen 
Geschichte gewesen ist. Das ist 
immerhin eine Erfahrung, die 
w ir  nicht übersehen dürfen. Sie 
rä t zur Vorsicht schon bei der 
Form ulierung der Verträge und 
zur Wachsamkeit bei ihrer 
Durchführung, auch wenn man 
erwarten darf, daß die sow jeti­
sche P o litik  heute „vertrags­
fester“  und der Zwang zur V er­
tragstreue angesichts der ve r­
heerenden Folgen  eines neuen 
K rieges sehr vie l größer gew or­
den ist.



Bonn antwortet Moskau
Bereit zur Prüfung diplomatischer Beziehungen 

Bonn (Eigenbericht), D ie  Bun- sache bedeute keineswegs, daß 
itesregierung hat sich in  einer 
Antwortnote an die Sowjetunion
m it dem sowjetischen Vorschlag 
einverstanden erklärt, „d ie 
F rage der Hersteilung d ip lo­
matischer, kommerzieller und 
kultureller Beziehungen zw i­
schen beiden Ländern zu e r ­
örtern und die damit verbun­
denen Fragen zu prüfen“ .

D ie  Note, die von einem B e­
amten der deutschen Botschaft 
in Paris der Sowjetbotschaft in 
der französischen Hauptstadt 
übergeben wurde, geht nicht 
auf die sowjetische Einladung 
des Bundeskanzlers nach M os­
kau ein. Ein Regierungsspre­
cher erklärte dazu, diese Tat-

die Einladung nicht angenom­
men werde.

Nach Ansicht diplomatischer 
Kreise w ill die Bundesregie­
rung folgende Fragen  erörtert 
und präzisiert wissen: 1. das 
Prob lem  der deutschen K r ie gs ­
gefangenen und Z ivilin tern ier­
ten in der Sowjetunion, 2. das 
Verhältnis zur Pankower R eg ie ­
rung, 3. staatsrechtliche P ro ­
bleme, w ie die F rage  des in  den 
sowjetischen Staatsbereich ein­
bezogenen T e il Ostpreußens und
4. die Form  einer Verbesserung 
des Handelsaustausches zw i­
schen beiden Ländern sowie der 
Kulturaustausch.

Wichtige Vorfragen
D T . Zwischen Deutschland 

und der Sowjetunion ist der 
Kriegszustand zwar form ell 
durch die Deklaration des Ober­
sten Sowjets beseitigt, aber er 
ist noch nicht durch eine neue 
Friedensregelung ersetzt w or­
den. D ie deutschen Grenzen in 
Ost und W est sind außerdem 
durch Annexion oder faktische 
E in griffe  verändert worden, die 
b isher keine völkerrechtliche 
Geltung erlangt haben. D ie 
Entscheidung über diese F rage 
ist dem Friedensvertrag Vorbe­
halten. Es ist also ganz natür­
lich, daß sich die Bundesregie­
rung vor der Aufnahme diplo­
matischer Beziehungen m it 
Moskau in Vorbesprechungen 
gegen  eine Auslegung dieses 
Aktes sichern muß, die fü r die 
deutschen Interessen unannehm­
bar sein würde.

D ie  Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen bedeutet nämlich 
die völkerrechtliche Anerken­
nung des Partners, in die an 
sich auch sein territoria ler Be­
stand eingeschlossen ist. Das 
könnte also z. B, bedeuten, daß 
die Bundesregierung die An­
nexion ostpreußischer Gebiete 
durch die Sowjetunion anerken­
nen würde. Bereits aus einem 
form alen Grande ist das unmög­
lich, w eil diese F rage  nur Ge­
genstand. der Friedensverhand­
lungen m it allen v ie r  Mächten 
sein kann. Der Bundesrepublik 
kann auch nicht die Anerken­
nung des kommunistischen 
Staates von Pankow  zugemutet 
werden, die wiederum —  von 
anderen Unmöglichkeiten abge­
sehen — als Anerkennung der 
von ihm vertragsw idrig ver­
bürgten O der-Neiße-Lin ie aus- 
geltegt werden könnte.

Es ist also sicher richtig, 
wenn die Bundesregierung vor 
der Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen m it Moskau in 
Vorbesprechungen diese recht­
lichen Vorbehalte zu klären 
sucht. Das ist angesichts des 
Fehlens einer Friedensregelung 
eine völkerrechtlich notwendige 
und einwandfreie Haltung, für 
die sogar die Sowjets Verständ­
nis haben werden. Sie sollte am 
allerwenigsten in Deutschland 
kritisiert werden.

Täglich 1000 Freiwillige
B as Hingen um Wehrgesetze hält an — Neues Treffen 

Adenauer - Qllenhaoer 
Bonn (Eigenbericht/AP/D P A ). Während sieh die gesetz­

gebenden Organe in  Bonn intensiv m it den Wehrgesetzen be­
fassen, gehen täglich beim  Bnndesverteidigungsministerinm 
rund 1000 Freiw iHigenmeldungen fü r die künftige deutsche 
Wehrmacht ein. D ie  Zahl der Bewerbungen betrug bis "zunt 
1. Juli 143 000. Zu diesen Meldungen fü r den Dienst in der 
Truppe kommen noch 101 000 Bewerber fü r Verwaltungslauf­
bahnen hinzu.

D ie Aussichten fü r eine Zu­
sammenarbeit zwischen R eg ie­
rung und Opposition in  der 
W ehrfrage werden von po liti­
schen Kreisen nach w ie vor 
sehr negativ beurteilt. Man 
rechnet damit, daß Adenauer 
noch vor den Pariam entsferien 
m it Olienhauer Zusammentritt.

Einen Vorstoß in gleicher 
Pachtung unternahm der F D P - 
Vorsitzende Dr. Dehler in einem 
Schreiben an den Vorsitzenden 
der CDU-Bundestagsfraktion, 
Dr. Krone, in dem er Bespre­
chungen der Koalition  m it der 
Opposition v/egen der Grund­
gesetz-Änderung anregte, die 
vo r allem von SPD  und F D P  
gefordert werden. ,

D iese Änderungen betreffen 
insbesondere den Oberbefehl 
der Wehrmacht und das N o t­
standsrecht. CDU-Kreise ver­
traten bisher den Standpunkt, 
daß solche Grundgesetz-Ände­
rungen nicht erforderlich seien. 
H in ter den Kulissen w ird  be­
reits erkennbar, daß sich ein 
hartnäckiges R ingen  abspielen 
w ird , da die Regierungsparteien

das Freiw illigengesetz auf je ­
den F a ll M itte  Juli im Bundes­
tag  verabschieden wollen.

D ie  SPD ließ bereits durch- 
blicken, daß ihre Vertreter an 
den Ausschußberatungen zu 
diesem Gesetz w egen anderwei­
tiger Verpflichtungen in  der 
nächsten W oche kaum teilneh­
men könnten. Parlamentarische 
K reise halten es fü r möglich, 
daß die SPD  m it der Begrün­
dung, das Freiw illigengesetz 
w erde innerhalb weniger Tage 
„durchgepeitscht", den Aus­
schußberatungen gänzlich iern- 
bleiben wird.

Bundeskanzler Adenauer bat 
die Fraktionsvorsitzenden, ihm 
ihre Ferienadressen bekanntzu­
geben, w eil wegen der inter­
nationalen L a ge  möglicherweise 
Besprechungen m it ihnen not­
w endig werden könnten. Auch 
dem SPD-Vorsitzenden Ollen- 
hauer wurde die B itte des Bun­
deskanzlers übermittelt. Aden­
auer w ird  voraussichtlich am 
15. Juli seinen Urlaub in M iir- 
ren (Schweiz) antreten.



„Wir gehen gerne nach Geni44
C hrustschow  n im m t z u r  V ie rm äeh ie-K onferenz  S te llu n g  
Moskau (A P / D P A ).  Zum ersten Male seit üb§r 20 Jahren 

nahmen dieser Tage die Spitzen der sowjetischen Hegierung 
an einem Empfang der amerikanischen Botschaft anläßlich des 
Unabhängigkeitstages teil. Unter Führung von M inisterpräsi­
dent Bulganin erschienen verbindlich lächelnd Parteisekretär 
Chrustschow, Marschall SehukoW, Malenkow, M ikojan und fast 
die gesamte Sowjeiprom inenz. Chrustschow benutzte die Ge­
legenheit, um 1) vor den dort versammelten westlichen D ip lo­
maten und Journalisten eine längere Bede zu halten.
E r sagte, die Sowjetunion reich benötigt die Entspan­

nung dringender als w ir. Ich 
möchte Sie nicht beleidigen, 
aber ich glaube, w ir  sind stär­
ker als Sie. Deutschland be­
droht uns w en iger als Sie."

D T . Chrustschows Äußerun­
gen lassen erkennen, da'ß die 
Sowjetunion zumindest an 
einem günstigen Konferenzbe­
ginn interessiert ist. Es sollte 
eine E in igkeit a ller Sow jet­
größen dokumentiert werden, 
die Eisenhower vor einigen 
Tagen in F rage  gestellt hatte. 
D ie Sowjets wollen als die ehr­
lich-friedvollen, aber starken 
Gesprächspartner erscheinen. 
D er joviale Ton Chrustschows 
sollte m it seiner persönlichen 
Färbung überzeugend und ein­

gehe nicht m it „gebrochenen 
Beinen" nach Genf, sondern 
aufrecht w ie ein Soldat, um 
dort als Gleicher unter Gleichen 
zu verhandeln. W enn ehrlich 
und aufrichtig gesprochen w er­
de, dann werde auch etwas da­
bei herauskommen. „Ich  sage 
dies, w eil noch Zeit zum Nach­
denken ist.“

Chrustschow erklärte weiter,
' wenn die vier Mächte' nur nach 
Genf gingen, um dort fü r sich 
ein Geschäft machen zu wollen, 
dann könnten sie auch, gleich zu 
Hause bleiben. Und m it erho­
benem Zeigefinger fü gte er hin­
zu: „W ir  gehen gerne nach

. Genf, aber wenn Ih r nicht be­
reit seid, ernsthaft zu verhan­
deln, dann können w ir  auch 
w eiter warten und uns zurück­
halten.“

Chrustschow beklagte sich, 
daß der W esten den sow jeti­
schen Vorschlägen so w enig 
Aufmerksamkeit schenke und 
lieber die Zukunft aus dem 
Kaffeesatz lesen wolle.

A u f die deutsche F rage g ing 
Chrustschow in einem Gespräch 
m it dem französischen B ot­
schafter Joxe ein. „Ich  glaube“ , 
so sagte Chrustschow, „Frank-

Segni nimmt Auftrag an
Bom  (AP/D PA ). Der italien i­

sche Staatspräsident hat den 
christlich-demokratischen P o li­
tiker Segni endgültig m it der 
B ildung einer neuen Begierung 
beauftragt. Segni hat den A u f­
trag m it dem üblichen Vorbe­
halt angenommen.

E r w ill versuchen, ein neues 
Kabinett der v ier M itte l-Par­
teien zustande zu bringen. 
Segni hat bereits die grund­
sätzliche Bereitschaft der Christ­
lichen Demokraten, der Repu­
blikaner, der Sozialdemokraten 
und der Liberalen, doch haben 
die Liberalen ein ige Vorbehalte 
hinsichtlich einer Teilnahme an 
dem neuen Kabinett gemacht.

dringlich • w irken. Man w ird  
während der Konferenz nun um 
so aufmerksamer darauf achten, 
welchen Ton fa ll die Sowjets 
nun dort anschlagen werden. 
Bemerkungen w ie diese, daß 
Frankreich durch Deutschland 
stärker bedroht sei, w eil es 
schwächer ist als die Sow jet­
union, sind allerdings nicht da­
zu angetan, eine von Propa­
gandaabsichten fre ie realistische 
Konferenzbasis zu stabilisieren.

Perón liebt Ausweisung auf
Buenos A ires (AF/K N A). Der 

Weihbischof von Buenos Aires, 
Tato, und sein Stellvertreter, 
Nova, die am 15. Juni aus A r ­
gentinien ausgewiesen worden 
waren, haben von den argenti­
nischen Behörden die Erlaubnis 
zur Rückkehr erhalten. Zum 
erstenmal nach dem Aufstand 

44„Wir warnen vor der Legion!
B esuch be i d e n  g e flo h en en  F re m d e n le g io n ä re n  in  Ism ailia

D ie Behandlung der ehemali­
gen Legionäre ist, w ie ich mich

K airo (Eigenbericht). D ie in  
der vorigen Woche bei Ism ailia 
von Bord eines Truppen­
transporters geflüchteten F rem ­
denlegionäre —  ihre Zahl hat 
sich auf 70 erhöht — befin­
den sich im Ausländergefäng­
nis in Ismailia. Dieses Ge­
fängnis stand jahrelang leer, 
ist seit Monaten in fo lge der 
zunehmenden Flucht von Frem - 
öeniegionären aber - ständig 
überfüllt. Seit Februar ha­
ben insgesamt 180 Legionäre 
in Ägypten die Freiheit g e ­
sucht. Unter den zuletzt Ge- 

* flüchteten befinden sich, w ie 
bereits gemeldet, 49 Deutsche.

am Sonnabend bei einem Be­
such in Ism ailia überzeugen 
konnte, in jeder W eise korrekt, 
übereinstimmend berichteten 
sie, daß sie vor ihrem E intritt 
in die Leg ion  keine Ahnung 
von den wirklichen Verhältnis­
sen in dieser Truppe hatten. 
Erst in Siddi-bel-Abbes und in 
Indochina seien ihnen die Augen 
aufgegangen. E indringlich sagte 
einer der deutschen Sprecher: 
„W ir  warnen jeden Deutschen 
vor der L eg io n !“ D ie Legionäre 
werden in  Kürze in ihre H e i­
matländer gebracht werden.

in Argentin ien sind am Wochen­
ende M itg lieder des Kabinetts 
Perón  w ieder mit Vertretern 
der katholischen Kirche zusam­
mengekommen. Außenminister 
Remorino, der als gem äßigt 
g ilt, em pfing den. Apostolischen 
Nuntius in  Buenos A ires, Mon­
signore Zanin. Er hatte ferner 
eine Unterredung m it zwei P rä ­
laten.

Katholische Kreise in der 
argentinischen Hauptstadt er­
klärten, eine Normalisierung 
der Verhältnisse in Argentinien 
könne durch bloße Versicherun­
gen einer angeblichen Loya litä t 
des Staates gegenüber der 
Kirche nicht erreicht werden. 
Die argentinischen Katholiken 
forderten die W iederherstellung 
der Glaubensfreiheit und aller 
staatsbürgerlichen Rechte und 
Freiheiten w ie z. B. Versamm- 
lungs- und Pressefreiheit sowie 
die Genehmigung der Gründung 
einer christlich-demokratischen 
Partei. Dazu sei vor allem 
der W iderru f des perónistischen 
Ehescheidungsgesetzes von 
größter Bedeutung.



So kamen die „Amis44 nach Westberlin
Vor zehn Jahren lösten die Westalliierten die Rote Armee ab

„A u s  den Ruinen drang der 
Geruch der Schlachtfelder, über 
200 000 Männer, Frauen und 
K inder waren unter diesen 
Ruinen durch unsere Bomben­
angriffe begraben worden. Als 
w ir ankamen, wurde in  einer 
Straße ein totes P ferd  von
hungrigen Frauen w egge­
schleppt. Hohläugige Kinder, 
die nicht etwa bettelten, sahen 
uns ruhig an. Verschüchterte, 
armselig gekleidete, vie le Male 
vergew a ltigte Frauen räumten 
die Trümmer beiseite, ■ indem 
sie jew eils einen Ziegelstein
weiterreiehten. Erbarmungswür­
dig wandelnde Skelette, Über­
bleibsel der deutschen W ehr­
macht, schleppten in einer rus­
sischen Gefangenenabteilung 
humpelnd Eisenbahnschienen 
fort.

Zu weite Kragen
Bald sollte ich erfahren, daß 

42 000 Fälle  von fortgeschritte­
ner Tuberkulose in den Straßen 
umherliefen, w eil es an Betten 
in den Krankenhäusern fehlte, 
und daß die zu weiten Kragen 
keine Modesache, sondern eine 
F o lge  der abgemagerten Hälse 
waren, denn jeder Berliner 
hatte durchschnittlich 30 Pfund 
Untergewicht. Von den im Juli 
1945 in den Krankenhäusern 
Geborenen starben mehr als 
92 Prozent binnen zehn Tagen. 
D ie Ruhr grassierte. A lte  und 
Junge starben, und die meisten 
Angehörigen der m ittleren 
Altersklassen waren- bereits tot. 
Angesichts dieser fürchterlichen 
Tatsachen mußte man sich von 
M itgefühl leiten lassen —  für 
Haß w ar kein Raum."

So beschreibt General Frank 
D. H ow ley, der erste amerika­
nische Kommandant, seinen E in­
zug in die Hauptstadt Deutsch­
lands. Au f der Konferenz von 
Jalta waren von den „Großen 
D rei“  die Grenzen der Be­
satzungszonen und auch der 
Sektoren Berlins festgelegt w or­
den.

M it fieberhafter Ungeduld 
wartete die Berliner Bevölke­
rung der späteren W estsek­
toren auf den endlichen E in­

marsch der Amerikaner, Eng­
länder und Franzosen.

Einmarsch wird durchgesetzt
Am  29. Juni kam es in Karls­

horst zu einer Fühlungnahme 
der alliierten Befehlshaber, bei 
der endlich der Einmarsch der 
Amerikaner und Engländer 
durchgesetzt wurde. Diesmal 
trafen sich bei Schukow der 
Oberst H ow ley, begleitet von 
Botschafter Murphy und dem 
amerikanischen Truppenkom­
mandeur in Berlin, General­
m ajor Parks. Für die Briten 
kam als Kommandant General­
leutnant W eeks in Begleitung 
von Sir W illiam  Strang. Jede 
Arm ee sollte 25 000 Mann hach 
Berlin legen. Noch am selben 
Tage setzten die Amerikaner 
aus Frankfurt eine Lastkraft­
wagenkolonne m it 500 O ffizie­
ren und Soldaten nach Berlin 
in Marsch. Kaum hatten sie 
sich auf den W eg  gemacht, 
wurden sie an der Elbebrücke 
bei Dessau, der Demarkations­
lin ie zwischen den amerikani­
schen und russischen Truppen, 
von sowjetischen Vorposten an­
gehalten und aufgefordert, ihre 
Zahl auf 37 O ffiziere und 175 
Mann zu beschränken. Es war 
einer der ersten^ frühzeitigen 
Fä lle  sowjetischer W illkürm aß­
nahmen. Nach einer stürmi­
schen Auseinandersetzung m it 
den sowjetischen O ffizieren war 
der temperamentvolle Oberst 
H ow ley  gezwungen, seine 
Marschtruppe auf die von den 
Sowjets genehmigte Zahl zu 
reduzieren. Den Rest mußte er 
über die E lbe zurückschicken. 
Erst dann war der W eg  nach 
Berlin  frei.

ES-FIagge wurde gehißt
A ls  die amerikanische Auto­

kolonne gegen Abend in Babels­
berg  einfuhr, wurde sie ge­
zwungen, die Nacht wenige 
hundert M eter von der Stadt­
grenze, Berlins zu verbringen. 
Am nächsten M orgen erst,' dem
1. Juli, konnte sie den W eg  
nach Wannsee fortsetzen und 
als erste Unterkunft ein Zelt­
lager im  Grunewald auf- 
schlagen.

In  der Nacht vom 3. zum
4. Juli rollten die ersten größe­
ren amerikanischen Verbände

ein. D ie Sherman-Panzer der 
D ivision „H e ll on W heels“ w ur­
den beinahe von der Berliner 
Bevölkerung gestreichelt.

D rei Tage dauerte es, bis die 
Amerikaner durchsetzen konn­
ten, daß die sowjetischen Kom ­
mandanten und die G PU  aus 
den westlichen Sektoren ver­
schwanden. Am  4. Juli wies 
Generalmajor Parks den Ober­
sten H ow ley  an, den amerika­
nischen Sektor auch gegen 
W iderstand der Sowjets zu 
übernehmen. „Lassen Sie sich 
nicht in zu viele Scherereien 
verwickeln.“ Am  nächsten M or­
gen brachte H ow ley  den Kom ­
mandanten seiner Verwaltungs­
bezirke in die beschlagnahmten 
Arbeitsräume. Die amerikani­
sche F lagge wurde gehißt. D ie 
Bezirksbürgermeister erhielten 
Anweisungen, nur noch Anord­
nungen des amerikanischen 
Kommandanten entgegenzuneh- 
men. A ls die Sowjets sich am 
7. Juli aus ihren Betten erho­
ben, waren vollendete Tatsachen 
geschaffen worden. Ih re P ro ­
teste lehnte H ow ley ab.

Vom Alpdruck befreit
Auch bei den Amerikanern 

und Engländern taten die Trup­
penkommandeure durchaus nicht 
immer, was der Kommandant. 
Oberst H ow ley, wollte. Es war 
Besatzung und noch längst 
kein Friede. D ie W estberliner 
fühlten sich trotz allem w ie von 
einem Alpdruck befreit.

Forderungen zur 
Soziaireforxn

Bethel (epd). D ie Evangeli­
sche Aktionsgemeinschaft für 
Fam ilienfragen hat erneut die 
„vö llig  unzulängliche Berück­
sichtigung der Familienlasten 
bei Bemessung der Steuern, 
insbesondere bei den kleinen 
und m ittleren Einkünften“ , k r i­
tisiert.

Bei einer Sitzung in Kön igs­
w inter stellte sie sich hinter die 
Forderungen der Denkschrift 
„Neuordnung der sozialen »L e i­
stungen“ und befürwortete die 
Anregung, in die kommende 
Sozialreform einen gesonderten 
Mütterartikel aufzunehmen.



Ost~Lufihansa mit lahmen Flügeln
Polnische „LO T “  w ill keine Konkarrenz-Unievnehmen dulden

M it einem in  Ostberlin Unterzeichneten „Luftverkehrsabkom- 
men“  zwischen Polen und der Sowjetzone hat die erst kürzlich 
an die Öffentlichkeit getretene Ost-Luffhansa die ihr gerade 
übergebenen Vollmachten praktisch w ieder abgetreten. Das 
Mißtrauen polnischer Behörden und Konkurrenz-Rücksichten 
der polnischen Lu itiahrtgesellschaft „L O T “ haben die ersten 
SED-iioffnungen auf eine „souveräne“ Z ivillu ftfahrt zerschlagen.
Das neue Abkommen sieht 

vor, daß Po len  auch nach der 
Inbetriebnahme sowjetzonaler 
Verkehrsflugzeuge den Haupt­
teil des mitteldeutschen L u ft­
verkehrs bewältigen wird.

G leichzeitig w ird  sich die 
„L O T " finanziell an dem Aus­
bau des sowjetzonalen L u ft­
verkehrenetzes beteiligen und 
auf dessen Gestaltung maßgeb­
lichen Einfluß nehmen.

Sicherheitsbestinomungeii
Für das Anfliegen polnischer 

P lä tze gelten drakonische Si- 
cherheitsbestimmungen. Unter 
Berufung auf Zwischenfälle im

W er die o ft zitierte „Fraw da“ , 
die o ffiz ie lle  sowjetische P a r­
teizeitung, oder dis „Isw estija “ , 
das Moskauer Regierungsorgan, 
zur Hand nimmt, ist jedesmal 
erneut über das einmalig spar­
tanische Außere dieser w e lt­
bekannten B lätter erstaunt. 
B ilder sind in beiden Zeitungen 
ausgesprochene Seltenheiten, 
und Anzeigen werden m it Aus­
nahme einer täglichen Zehn- 
Zentimeter-Spalte auf der letz­
ten Seite m it dem Moskauer 
Theaterprogramm überhaupt 
nicht veröffentlicht.

Trotz  dieses eintönigen Cha­
rakters aber und obgleich beide 
B lätter nur in besonderen F ä l­
len m it mehr als" v ier Seiten 
Umfang erscheinen, verfügen 
sie über M itarbeiterstäbe, die 
in  der W e lt  ihresgleichen 
suchen. 300 ständig schreibende 
Journalisten sitzen allein in  der 
Moskauer „Praw da“ -Redaktion. 
eine F lu t von Berichten geht 
jeden T a g  von den rund 1500 
sogenannten ArbeUer- und 
Bauem-„Korrespondenten“ ein, 
und beide Zeitungen besitzen 
eigene Büros in  nahezu allen 
Hauptstädten des Auslandes.

Chefredakteur der „Praw da“ 
ist der 49jährige D im itrij Sche-

Eisenbahn-Transitverkehr nach 
Brest-L itowsk müssen sich Pas­
sagiere und Besatzungen so­
w jetzonaler Verkehrsmaschinen 
Kontrollmaßnahmen unterwer­
fen, die in ihrer A rt einmalig 
sind. Dagegen haben beispiels­

weise die in Berlin-Schör.efeld 
amtierenden Flugbeam ten kein 
Recht, polnisch® Maschinen zu 
kontrollieren:

Ausdehnung- n a ch  W e s te n ?

Unter diesen Umständen ist 
der Aufbau der neuen sow jet­
zonalen Lufthansa nicht nur aus 
technischen Gründen ins Stok- 
ken geraten. Verkehrsexperten 
sind der Meinung, daß man

pilow, ein „kommender Mann“ , 
der kürzlich auch m it Chrus- 
tschow und Bulganin in  Belgrad 
weilte. D er jew eilige  Inhalt der 
beiden amtlichen Organe w ird, 
von einem „Redaktionsrat“  be­
stimmt, der sich aus den füh­
renden Köpfen  dieser Zeitun­
gen zusammensetzt. Bei der 
„Praw da“  gehören ihm außer 
Schepilow 15 Personen an, die 
laufend die Arbeitspläne sämt­
licher beschäftigter Journali­
sten, die diese an jedem  Mo- 
natsersten vorzulegen haben, 
genau durchgehen. Der Redak­
tionsrat b illig t oder lehnt vor­
geschlagene Reportagen und 
A rtike l ab und nimmt bei P ro ­
jekten, dis umstrittene Themen 
behandeln, m it dem Zentral­
komitee der Kommunistischen 
Parte i Fühlung. Aber diese 
Kontro lle geht noch w eiter: 
Seite an Seite m it dem eigent­
lichen Redaktionspersonal arbei­
ten nämlich noch 350 „Instruk­
teure“ , die peinlich genau die 
Korrekturen der in  Druck ge­
gebenen Manuskripte prüfen 
und über alle Abweichungen 
von den gegebenen Richtlinien 
ebenso lückenlos berichten.

D ie Gehälter der russischen 
Journalisten sind nicht nur bei

sich bei solcher Sachlage eigene 
Verkehrsmaschinen sparen kann. 
Zumal die künftigen Passagiere 
dieser F lugzeuge doch nur 
aus Partei-Instrukteuren und 
Staats - Funktionären bestehen 
würden. E in zig  die Aussicht, 
einen sowjetzonalen • Lu ftver­
kehr später aus rein propagan­
distischen Gründen nach dem 
W esten auszudehnen, läßt die 
P laner hoffen. W obei man schon 
heute Angst vor der Alternative 
ta t, daß man dann die Deut­
sche Lufthansa der Bundesrepu­
b lik  auch Ostberlin und Le ip zig  
anfliegen lassen muß.

Polnische Unsicherheit
B erlin  (A P ). Polnische B lät­

ter führen Beschwerde darüber, 
daß die landwirtschaftliche P ro ­
duktion in  den deutschen Ge­
bieten östlich der Oder-Neiße- 
L in ie  zurückginge und daß viele 
polnische Bauern dafür als 
Grund anführen, sie fürchteten 
die Rückkehr der Deutschen.
• Nach dem Brom berger B latt 
„Gazeta Pomorska“ erklärte 
einer der Bauern: „W ozu  sollen 
w ir  uns anstrengen, wenn w ir  
sowieso bald von hier Weggehen 
müssen?“ D ie Zeitung fügte 
hinzu, daß ein ige der Bauern 
bereits die Absicht geäußert 
hätten, bald in  ihre a lte Heim at 
zurückzukehren.

der „Praw da“ und „Isw estija ", 
sondern bei sämtlichen Zeitun­
gen sehr hoch. So w ird  ein 
Feuilletonredakteur der „P raw ­
da“ m it 2000 Rubeln monatlich 
(etwa 2000 DM ) bezahlt.

„Tem po“  ist bei beiden Mos­
kauer Zeitungen ein vö llig  un­
bekannter Begriff, da die Auto­
ren von n ich t. aktuellen A rt i­
keln stets volle zw ei Wochen 
zum Abfassen ihrer Manu­
skripte eingeräumt bekommen. 
D ie auf der ersten Seite pran­
genden Leitartike l werden ge­
wöhnlich von M itgliedern des 
Zentralkomitees geschrieben und 
sind häufig in beiden Blättern 
die gleichen. Im  Grunde ge­
nommen weichen „Praw da" und 
„Isw estija “ lediglich durch ihre 
kulturpolitischen Aufsätze in 
einigen wenigen Punkten von­
einander ab.

„Praw da44 — Presse der Sowjetunion
Das größte Zeitusgskollektiv der Weit



Furcht vor freien Wahlen
D T . M olotow  hat in San Fransisko den 

sowjetischen Standpunkt in der Frage der 
deutschen W iederverein igung fo lgender­
maßen erläutert: D ie Sowjetunion fordere 
natürlich nicht, so sagte er, daß sich das 
„zur Zeit“ in der Sowjetzone bestehende 
R egim e auf das verein igte Deutschland 
erstrecken so ll; umgekehrt soll sich selbst­
verständlich auch das westdeutsche R e ­
gime nicht auf ganz Deutschland er­
strecken. Das deutsche Volk  soll vielmehr 
durch fre ie  gesamtdeutsche Wahlen selbst 
entscheiden, welch ein Regim e in einem 
vereinigten Deutschland bestehen w ird .

Das ist ein klarer und korrekter'S tand­
punkt, der —  wenn er so gemeint ist w ie 
er gesagt wurde — angenommen werden 
kann. E r ge fä llt  aber anscheinend den 
kommunistischen Machthabern der Zone 
nicht, w e il sie schon heute sehr genau 
wissen, w ie das deutsche Volk  sich ent­
scheiden w ird . Sie versuchen daher, die 
Erklärung M olotows im  Sinne ihrer eige­
nen Interessen zurechtzubiegen. Das 
„Neue Deutschland“ sagt, die Sow jet­
union habe nie einen Zw eife l gelassen, 
daß sie für ein w iedervereinigtes „ d e m o ­
k r a t i s c h e s “  Deutschland eintrete. 
Das Adenauer-Deutschland sei aber nicht 
demokratisch. Im mer breitere Schichten 
der westdeutschen Bevölkerung sähen in 
der D D R  das Vorb ild  fü r das endgültige 
einheitliche Deutschland und stellten dis 
Frage, wann und w ie man auch in W est­
deutschland zu solchen demokratischen 
Verhältnissen kommen werde.

Aus diesen W orten spricht die unver­
hüllte Furcht vor der Entscheidung des 
deutschen Volkes. D er Sinn 
dieser Entscheidung ist es ja  
gerade, in freien  Wahlen die 
Stimmen derer zu zählen, die 
ein kommunistisches oder ein 
nichtkommunistisches Deutsch­
land wollen, und dann den W il­
len der Mehrheit durch eine 
verfassunggebende Nationalver­
sammlung zu vollstrecken.

Die Antwortnote

.. Es liegt was in der Luiii"

Für echte Kulturgespräche
Heimatvertriebene Schriftsteller nehmen Stellung

Krem l w ird  restauriert
Moskau (A P ). D er Krem l, die 

alte Stadtfestung Moskaus,' die 
seit 1918 der Sitz der sow jeti­
schen Regierung war, soll w ie­
der zum reinen Museum w er­
den. Zur Zeit entfalten dort 
hunderte von Arbeitern und 
Fachkräften eine fieberhafte 
Tätigkeit. D ie Türm e der K ir ­
chen im  K rem l sind von Ge­
rüsten umzogen, der große 
Kirchenplatz ist aufgerissen. 
Man v/i 11 das Wahrzeichen Mos­
kaus so wiederherstellen, w ie es 
im  vorigen Jahrhundert war.

Kön igsw inter (Eigenbericht). 
In  Kön igsw in ter g in g  eine T a ­
gung heimatvertriebener Schrift­
steller zu Ende. Es galt, sich 
darüber klarzuwerden, ob und 
unter welchen Voraussetzungen 
die zahlreichen Möglichkeiten, 
Aufforderungen und Einladun­
gen zur Teilnahme an kulturel­
len Ost-West-Gesprächen auf­
zugreifen seien.

„Ich  glaube, daß w ir  den 
Osten lieben trotz allem, was 
uns dort w iderfahren is t“ , er­
klärte vor seinen Schriftsteller­
kollegen im  Adam-Stegerwald- 
Haus der Bertelsm ann-Preisträ­
ger Johannes Weidenheim . ,W ir  
müssen w ieder ins Gleichge­
w icht kommen zwischen Ost und 
W est“ , sagte er weiter. „D ie 
Gesellschaft , erwartet gerade 
von uns als Schreibenden die 
Begegnung und Auseinander­
setzung m it dem Osten von 
heute.“

Der erste Vorsitzende der 
Vereinigung heimatvertriebener 
Kulturschaffender, der sudeten- 
deutsche Dichter Josef Mühl­
berger, betonte zur F rage  der 
Ost - W est - Begegnungen, daß 
schließlich nicht nur die Ost­
deutschen Vertriebene seien,- 
sondern daß das Schicksal des 
F lüchtlings in  unseren Tagen 
ein bisher unerreichtes inter­
nationales Ausmaß erhalten 
habe. Erhard W ittek , Autor 
der. in  der Deutschen Verlags­
anstalt erschienenen „Anna“ , 
wandte sich gegen allzu uto­
pische Vorstellungen . des guten 
W illens auf beiden Seiten.

W ie  auch immer jedoch E in­
wände und Zustimmungen la­
gen, über die Notwendigkeit, 
einem Ost-West-Gespräch zuzu­
stimmen, herrschte allgemeines 
Einverständnis.



Halbzeit und Rückblick
Zwischenbilanz der Berliner Filmfestspiele

W . F .  M it leicht entzündeten 
Augen ist man in  die zweite 
W oche der Internationalen 
F ilm festspiele Berlin  hineinge­
stolpert. Man putzt sich die 
kritische B rille  und versucht 
eine kleine Zwischenbilanz ein­
zuschalten.

W enn es auch bisher keine 
welterschütternden F ilm ein­
drücke gab —  sie blieben ja  
schon in Cannes aus — , so sah

rie “ einen bevorzugten P la tz 
einnehmen, obgleich hier beson­
ders deutlich auch die Gefahr 
der D isney-Film e sichtbar 
w ird, die den Dokumentar-Cha- 
rakter der Naturb ilder durch 
Gags gelegentlich aufheben und 
die T ie re  vermenschlichen. M it 
erregend schönen Aufnahmen 
aus dem Malaiischen Archipel 
fand der italienische E xped iti­
onsfilm „Verlorener Kontinent" 
starken, berechtigten Beifall.

D er deutsche F ilm  hat erfreu-
Freunde in der SBZ bitten ücherweise nicht schlecht abge-

w ir, den Fundort dieses Blattes 
an das Pcsfschließfach N r. 58 
nach Berlin  - Charlottenburg 9, 
mitzutsilen.

man doch einiges recht Beacht­
liche.

Den freundlichen Auftakt 
machte der englische Streifen: 
„So etwas lieben die Frauen“ ; 
er g ib t eine Probe des ku ltivier­
ten Humors. Eine erfreuliche 
Überraschung w ar es, daß der 
italienische F ilm , der den E r­
fo lg  von „Brot, L iehe und Fan­
tasie“  in  einer Fortsetzung aus­
zunutzen suchte, hinter dem 
ersten T e il nicht wesentlich an 
Charme zurücksteht. Denn w ie­
der entzückte Gina Lo llob ri- 
gida m it ihrem urwüchsigen 
Temperament das Publikum1. 
A ber noch reizvo ller w ar v ie l­
leicht der zweite italienische 
Festspielbeitrag: „D ie Mädchen 
von San Frediano". Diese 
Leichtigkeit, Anmut und Keck­
heit, m it der hier Poin ten  ser­
v iert werden, ist beneidens­
wert.

A ls historischer F ilm  fiel 
„Beau Brummell“  (USA) auf, 
durch erlesene Farbenkomposi­
tion. Bei der Publikumsabstim­
mung dürfte „W under der P rä ­

schnitten. Sowohl „D er 20. Ju li" 
w ie  „D ie  Ratten“ hinterließen 
auch bei den auswärtigen Gä­
sten einen starken Eindruck, 
wenn auch vom kritischen 
Standpunkt Einschränkungen 
gemacht werden mußten. Beide 
F ilm e sind in  Berlin  entstan­
den —  ein Beweis, daß diese 
Stadt sich w ieder auf ihre füh­
rende Stellung besinnt. Es wäre 
zu wünschen, daß auch die 
Treuhänder der U FA -W erte und 
die Behörden daraus Folgeru n­
gen ziehen würden und nicht 
w eiter eine hoffnungsvolle En t­
w icklung stören.

Koch-Institut mit 
Forschungen beauftragt

Berlin (D PA ). Das internatio­
nal bekannte Robert-Koch-In- 
stitut in  Berlin, das zum Bun­
desgesundheitsamt gehört, ist 
in  die Forschungsarbeiten auf 
dem Gebiet der Kinderlähmung 
eingeschaltet worden.

Der L e ite r  des Instituts, P ro f. 
Dr. Georg Henneberg, teilte 
m it, daß das Institut im  A u f­
trag  des Bundesinnenministers 
ein Gutachten über die Gestal­
tung und Verstärkung der Si­
cherheitsteste bei der H erstel­
lung und Abgabe des K inder­
lähmungsimpfstoffs auszuarbei­
ten habe.

Darüber hinaus sei das In sti­
tut durch die Bew illigung der 
erforderlichen Bundesmittel in  
die L a ge  versetzt worden, W is ­
senschaftler einzustellen, Geräte 
anzuschaffen und Bauarbeiten 
auszuführen, um einen deut­
schen. Forschungsbeitrag zu 
dem weltweiten K am pf gegen 
die Kinderlähmung leisten zu 
können.

Größtes Flußkraftwerk Europas
Eine deutsch-österreichische Gemeinschaftsarbeit

Passau (A P ). M it einer 
deutsch-österreichischen Ge­
meinschaftsfeier wurden die er­
sten drei Turbinen des größten 
europäischen Flußkraftwerkes in 
Jochenstein bei Passau 5an der 
Donau in  Betrieb genommen.

Das Donaukraftwerk, das m it 
einem Kostenaufwand von ins­
gesamt 270 M illionen DM  als 
deutsch-österreichische Gemein­
schaftsarbeit durch die „Jochen­
stein A G " errichtet w ird , kann 
nach seiner endgültigen F e r t ig ­
stellung im  H erbst 1956 jähr-

Neuer Bischof in der Zone
Vatikanstadt (K N A ). Papst 

Pius X I I .  ernannte den bisheri­
gen Propst Dr. Otto Spülbeck 
(Le ip zig ) zum Bischof-Koadju­
tor von Meißen und Titu lar- 
bischof von Christopolis.

B ischof-Koadjutor Spülbeck 
w ird  den 73jährigen Bischof von 
Meißen, Heinrich Wienken, bei 
der Betreuung der großen D iö­
zese zur Seite stehen. Das B is­
tum Meißen, das einzige deut­

sche Bistum, das ganz in der 
Sowjetzone liegt, zählt über 
700 000 Katholiken. Nachdem es 
1524 erloschen war, wurde es 
1S21 wiedererrichtet.

In den Ruhestand
K ie l (D PA ). Propst D. As- 

mussen (K ie l) ist je tzt aus ge­
sundheitlichen Gründen im A l­
ter von 56 Jahren vorzeitig  in 
den Ruhestand getreten.

lieh knapp eine M illiarde K ilo ­
wattstunden Strom liefern.

SSO, herhören!
Der kleine TA G  w ird  ver­

sandt und verte ilt ohne
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie baben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. WTer Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird , kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Po lize i 
oder beim Bürgerm eister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens
w ird  er auch dort gern 
gelesen.
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